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Drucksache 3491 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP (FVP), GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Ersten Wohnungsbaugesetzes und des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Erste Wohnungsbaugesetz in der Fas- 
sung vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1047) wird wie folgt geändert: 

1. In § 30 Abs. 3 werden die Worte „des in 
§ 38 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe b bezeichne- 
ten Personenkreises“ gestrichen. 

2. § 38 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) öffentlich geförderte Wohnungen 
sollen vorbehaltlich der Vorschriften des 
§ 17 a des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes, in der Regel Wohnungsuchenden 
zugeteilt werden, deren Jahreseinkommen 
den Betrag von 9000 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. Diese Grenze erhöht sich um je 
1200 Deutsche Mark für jeden zur Familie 
des Wohnungsuchenden rechnenden, von 
ihm unterhaltenen Angehörigen. Für 
Schwerbeschädigte erhöht sich die Grenze 
um weitere 840 Deutsche Mark." 


Artikel 2 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Woh- 
nungsbau- und Familienheimgesetz) vom 27. 
Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 523) wird wie 
folgt geändert: 

§ 25 erhält die folgende Fassung: 

4 25 

(1) Mit öffentlichen Mitteln ist in der Re- 
gel der soziale Wohnungsbau zugunsten 
der Wohnungsuchenden zu fördern, deren 
Jahreseinkommen den Betrag von 9000 
Deutsche Mark nicht übersteigt. Diese Grenze 
erhöht sich um je 1200 Deutsche Mark für 
jeden zur Familie des Wohnungsuchenden 
rechnenden, von ihm unterhaltenen Angehö- 
rigen. Für Schwerbeschädigte erhöht sich die 
Grenze um weitere 840 Deutsche Mark. 

(2) Jahreseinkommen im Sinne dieses Ge- 
setzes ist der Gesamtbetrag der im vorange- 
gangenen Kalenderjahr bezogenen Einkünfte 
im Sinne des § 2 Abs. 3 und 4 des Einkom- 
mensteuergesetzes. Beträge, die nach §§ 7 a 
bis 7 e des Einkommensteuergesetzes abge- 
setzt worden sind, sind jedoch bei der Fest- 
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Stellung des Jahreseinkomens den Einkünften 
hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem 
Kindergeldgesetz vom 13. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 333), dem Kindergeld- 
anpassungsgesetz vom 7. Januar 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 17) und dem Kindergeld- 
ergänzungsgesetz vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 841) bleibt bei der Fest- 
stellung des Jahreseinkommens unberücksich- 
tigt; das gleiche gilt für dem Kindergeld ähn- 
liche Bezüge.“ 


Artikel 3 

Entscheidungen zuständiger Behörden, die 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
§§ 38 bis 40 des Ersten Wohnungsbaugeset- 
zes oder nach §§ 25 und 76 bis 81 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes in den bisherigen 
Fassungen zugunsten von Bauherren oder 
Wohnungsuchenden getroffen worden sind, 
sowie nach diesen Vorschriften erworbene 


Rechtsansprüche bleiben unberührt und sind 
zugunsten dieser Personen auch weiteren Ent- 
scheidungen, die nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes hinsichtlich derselben Wohnun- 
gen zu treffen sind, zugrunde zu legen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 7. Mai 1957 


Dr. Krone und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Mende und Fraktion 

Feiler und Fraktion 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
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